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Betreff: Entwurf eines Holzkontrollgesetzes ein­
schließlich Verordnungen; 
Entwurf einer Forstschutzverordnung; 
Begutachtungsverfahren 

~/. Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft übermittelt 

in der Anlage je 25 Exemplare der Entwürfe eines Holz­

kontrollgesetzes einschließlich der zugehörigen Verordnungen 

sowie einer Forstschutzverordnung, die dem allgemeinen Begut­

achtungsverfahren zugeführt wurden. 

Für den Bundesminister: 

Dr. S c h m i d 

Für die Richtigkeit 
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, 6. Juni 1989 

Vor b 1 a t t 

Problem: 

Das geltende Holzkontrollgesetz entspricht aus Gründen der 

phytosanitären verkehrs- und bekämpfungstechnischen Entwick­
lung sowie den Bestrebungen nach verwaltungsvereinfachungen 

nicht mehr den derzeitigen Anforderungen. 

Ziel: 

Das Holzkontrollgesetz soll einerseits diese neuen 

technischen Entwicklungen sowie fachlichen Erkenntnisse 
berücksichtigen, andererseits werden jahrelange Erfahrungen 
in der praktischen vollziehung in den Entwurf einbezogen. 

Inhalt: 

Grundsätzliche Ausdehnung der Kontrolle auf Nadelholz ohne 

Rinde aus außereuropäischen staaten; Zulässigkeit des Weiter­

transportes ins Inland unter bestimmten Voraussetzungen; 
Abgehen vom System der Einzelbewilligungen. 

Alternativen: 

Beibehaltung der bisherigen Rechtslage. 

Kosten: 

Für die durch die Kontrolle entstehenden Kosten ist eine 

Gebühr zu entrichten, die nach dem Prinzip der Kostendeckung 

festgelegt wird. Durch die verlagerung der Bekämfpung in das 

Inland wird kein zusätzlicher Personalaufwand entstehen. 
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BUNDESGESETZ VOM ••••••..••.•• 1989, 

über den Forstschutz anläßlich der Ein- und 
Durchfuhr von Holz (Holzkontrollgesetz) 

6. Juni 1989 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Anwendungsbereich 

§ 1. (1) Holz im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die in die 

folgenden Nummern und Unternummern des Zolltarifs (Zolltarif­

gesetz 1988, BGBl. Nr. 155) einzureihenden Waren: 

TARIF 

Nr. /UNr. 

aus 1404 10 

aus 4401 

aus 4403 

warenbezeichnung 

unverarbeitete Rinde von Holzgewächsen 

Brennholz, in Form von Rundlingen, Schei­

tern, Prügeln, Reisigbündeln oder in ähnli­

chen Formen; Holz in Abschnitzeln oder Teil­

chen; Holzabfälle, ausgenommen zu Pellets, 

Briketts, Scheitern oder ähnlichen Formen 

agglomeriert 

Rohholz, auch entrindet, entsplintet oder 

grob zwei- oder vierseitig zugerichtet, 

ausgenommen imprägnierte Leitungsmaste der 

Unternummer 10 
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aus 4404 10 und 20 Stecken aus Holz, gespalten; Pfähle, Pflöcke 

und Stangen, aus Holz, zugespitzt, nicht in 
der Längsrichtung gesägt 

aus 4406 10 

aus 4407 

Bahnschwellen aus Holz, nicht imprägniert 

Holz, in der Längsrichtung gesägt oder mit 
dem Profilzerspaner besäumt, gemessert oder 
geschält, mit einer Stärke von mehr als 6 

mm, ausgenommen gehobelte, geschliffene oder 

keilverzinkt verleimte Ware 

(2) Anläßlich der Einfuhr in das Bundesgebiet oder der Durch­

fuhr durch das Bundesgebiet unterliegt der phytosanitären Kon­
trolle: 

1. Holz von Nadelbäumen mit dem Ursprung in europäischen 

Staaten, der Türkei und der UdSSR, wenn es Rindenanteile 

von mehr als 5 % der Oberfläche oder mehr als 10 cm 

Breite aufweist, ausgenommen unverarbeitete Rinde und 

Holz in Abschnitzeln oder Teilchen, 

2. Holz von Nadelbäumen mit anderem Ursprung, mit und ohne 

Rinde, ausgenommen solches der Nummer 4407 des Zolltarifs 

(Schnittholz), wenn es frei von Rinde und Rindenteilen 

ist. 

(3) Soweit es die phytosanitäre Lage im In- und Ausland erfor­
dert, hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Ange­

legenheiten unter Bedachtnahme auf die Jahreszeit, die Dauer 

des Transportes, den Schadholzanfall, die Anfälligkeit für 

bestimmte Forstschädlinge und sonstige Umstände, die das 

Auftreten oder die Vermehrung von Forstschädlingen begünstigen 

können, durch Verordnung auch sonstiges Holz im Sinne des Abs.1 

in die phytosanitäre Kontrolle einzubeziehen. 
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(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft hat unter 
Bedachtnahme auf die in Abs.3 genannten Kriterien durch 

Verordnung nähere Anordnungen über Voraussetzungen festzulegen, 

deren Erfüllun~ vor Ausstellung eines Freigabescheines nach­

zuweisen sind. 

(5) Der Kontrolle unterliegen nicht die 

1. Einfuhr durch den Grundeigentümer oder Erwerber von Holz, 

wenn es aus grenzdurchschnittenen oder grenzgetrennten, 

vom Inland aus bewirtschafteten Liegenschaften stammt, 

2. Wiedereinfuhr von Holz, das im unmittelbaren 

Durchgangsverkehr zwischen zwei Orten des Bundesgebietes 
durch das Gebiet eines Nachbarstaates befördert wurde. 

Eintrittstellen 

§ 2. (1) Die Ein- und Durchfuhr von Holz ist nur zulässig, wenn 

sie über eine Eintrittstelle erfolgt. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft hat im 

Einvernehmen mit den Bundesministern für wirtschaftliche Ange­

legenheiten, für Finanzen sowie für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr unter Bedachtnahme auf den wirtschaftlichen Bedarf 

sowie auf die Grundsätze der zweckmäßigkeit, Raschheit, 

Einfachheit und Kostenersparnis durch Verordnung 

1. Grenzzollämter als Eintrittstellen zuzulassen, 

2. im Eisenbahn- und Schiffsverkehr 

a) für die Einfuhr weitere Eintrittstellen zuzulassen 

oder 

b) für die Durchfuhr Sendungen von der phytosanitären 

Kontrolle auszunehmen, 

wenn nach Art und Ausstattung des Transportmittels eine 
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Einschleppung oder verbreitung von Forstschädlingen 
ausgeschlossen ist. 

(3) Die zulassung gemäß Abs.2 Z 2 lit.a ist bei 

Eintrittstellen, die nicht Sitz eines Zollamtes sind, auf 
Inhaber einer Bewilligung zur Abgabe von Sammelanmeldungen 

gemäß § 52a Abs.2 des Zollgesetzes 1988 eingeschränkt. 

Kontrolle 

§ 3. (1) Die Eisenbahn- und Schiffahrtsunternehmen - im 

Straßenverkehr die Anmelder - haben den Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft vom Einlangen des Holzes an der Ein­
trittstelle unverzüglich zu verständigen. Die Kosten dieser 

verständigung sind vom Anmelder ( § 51 des zollgesetzes 1988) 

zu tragen. 

(2) Die Kontrolle ist von Kontrollorganen durchzuführen, die 

vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft unter 

Bedachtnahme auf ihre fachliche Eignung in einer Anzahl, die 

raschen und kostengünstigen Einsatz gewährleistet, zu 

bestellen sind. 

(3) Das Kontrollorgan hat festzustellen, ob 

1. die in einer Verordnung gemäß § 1 Abs. 4 festgelegten 

Voraussetzungen erfüllt und 

2. das Holz, das Transportmittel und die mitgeführten, vom 

Holz abgetrennten Rindenteile frei von Forstschädlingen 

(§ 43 Abs. 2 des Forstgesetzes 1975) sind. 

(4) Das Kontrollorgan ist berechtigt, die zur Kontrolle notwen­

digen Proben im erforderlichen Ausmaß von jedem Teil der Ladung 

unentgeltlich zu entnehmen. 

(5) Der Anmelder ist verpflichtet, dem Kontrollorgan die zur 

Durchführung einer ordnungsgemäßen Kontrolle erforderliche 

Hilfe zu leisten oder für eine solche Hilfeleistung 
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vorzusorgen. 

(6) Für die Durchführung der Kontrolle hat der Anmelder eine 

Gebühr zu entrichten, die in einem Tarif nach dem Gewicht des 
Holzes, der Art des Transportmittels und der Dauer der 
Behandlung vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen durch 
Verordnung kostendeckend festzusetzen ist. 

(7) Die Eisenbahn- und Schiffahrtsunternehmen haben die Kosten 

gemäß Abs.1 und die Gebühren gemäß Abs.6 der Sendung anzula­

sten.Im Straßenverkehr sind diese Kosten und Gebühren beim 

Kontrollorgan zu entrichten. 

Freigabe- und Verbotsschein 

§ 4. (1) Das Kontrollorgan hat die Zulässigkeit der Ein- oder 

Durchfuhr durch Ausstellung eines Freigabescheines zu bestäti­

gen, wenn 

1. die in einer verordnung gemäß § 1 Abs.4 festgelegten Vor­

aussetzungen erfüllt sind, 

2. bei der Durchfuhr im Straßenverkehr die Kosten und 

Gebühren gemäß S 3 Abs. 7 erlegt wurden, 

3. die Kontrolle nicht verhindert wurde und 

4. das Holz frei von Forstschädlingen ist. 

(2) Ebenso ist ein Freigabeschein auszustellen, wenn das 

Kontrollorgan einen Befall des Holzes mit Forstschädlingen in 
einem Entwicklungsstadium feststellt, welches die Einschleppung 

oder Verbreitung dieser Forstschädlinge während des Weiter­

transportes zum Bestimmungsort im Inland ausschließt. Das 

Kontrollorgan hat auf dem Freigabeschein zu vermerken, 

innerhalb welcher Frist das Holz bekämpfungstechnisch zu 

behandeln ist, und hievon die am Bestimmungsort zuständige 

Bezirksverwaltungsbehörde in Kenntnis zu setzen. 

(3) Das Kontrollorgan hat die Unzulässigkeit der Ein- oder 
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Durchfuhr durch Ausstellung eines Verbotsscheines zu bestäti­
gen, wenn eine der Voraussetzungen gemäß Abs.1 nicht erfüllt, 

ein Weitertransport gemäß Abs.2 nicht zulässig oder abzusehen 

ist, daß eine Behandlung erfolglos bleiben wird. 

(4) Nach Ausstellung eines Verbotsscheines ist das beanstandete 
Holz unverzüglich aus dem Bundesgebiet auszuführen. 

(5) Auf verlangen des Anmelders sind vom beanstandeten Holz 

zwei Proben zu nehmen und so zu versiegeln oder zu plombieren, 

daß eine Verletzung des Verschlusses ohne verletzung des 

Siegels oder der Plombe nicht möglich ist. Eine Probe ist der 

amtlichen untersuchung durch die Forstliche Bundesver­

suchsanstalt zuzuführen, die andere der Partei zurückzulassen. 

(6) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschat hat über 

die Unzulässigkeit der Ein- oder Durchfuhr unter Berück­

sichtigung des Ergebnisses der amtlichen untersuchung einen 

Feststellungsbescheid zu erlassen. Die Kosten der amtlichen 

untersuchung sind vom Anmelder zu tragen, wenn festgestellt 

wird, daß die Ausstellung des Verbotsscheines zu Recht erfolgt 
ist. 

Behandlung 

§ 5. (1) Stellt das Kontrollorgan einen Befall des Holzes mit 

Forstschädlingen in einem Entwicklungsstadium fest, welches 

die Einschleppung oder Verbreitung dieser Forstschädlinge 

während des weitertransportes zum Bestimmungsort nicht 
ausschließt, hat der Anmelder das Holz unter Aufsicht des 

Kontrollorgans unverzüglich bekämpfungstechnisch zu behandeln. 

(2) Der Ort der Behandlung, der so gelegen sein muß, daß durch 

die Beförderung des Holzes Forstschädlinge nicht eingeschleppt 

oder verbreitet werden können, wird vom Kontrollorgan 

1. im straßenverkehr allein bzw. im Bereich des Amtsplatzes 

eines Zollamtes im Einvernehmen mit dem Zollamtsleiter 

(Zweigstellenleiter), 
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2. im Eisenbahnverkehr im Einvernehmen mit dem 

Bahnhofvorstand und 

3. im Schiffsverkehr im Einvernehmen mit dem Hafenmeister 

bestimmt. 

(3) Nach der Behandlung ist das Holz neuerlich zu untersuchen. 

Mitwirkung der Zollbehörden 

§ 6. Der Freigabeschein bildet bei der zollamtlichen Ein- oder 

Durchfuhrabfertigung eine erforderliche unterlage zur Anmeldung 

gemäß § 52 Abs.4 des zollgesetzes 1988. 

strafbestimmungen 

§ 7. Wer 

(1) Holz entgegen § 5 Abs.1 oder 2 ein- oder durchführt oder 

(2) Holz, dessen Beförderungspapieren ein Verbotsschein 

beigegeben ist, nicht unverzüglich aus dem Bundesgebiet 

ausführt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung, die von der Bezirksverwal­

tungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu S 150.000,-- oder mit 

Arrest bis zu sechs Wochen zu bestrafen ist. 

Sicherungsmaßnahmen 

§ 8.(1) Der Verfall des Holzes, das entgegen S 7 Abs. 2 nicht 

unverzüglich aus dem Bundesgebiet ausgeführt wird, kann, wem 

immer es gehört, ausgesprochen werden. 

(2) Die Anordnung des Erlages eines Geldbetrages an Stelle der 

Beschlagnahme ist nicht zulässig. 
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Vollzugsklausel 

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind 

1. hinsichtlich der §§ 1 Abs. 3 und 2 Abs. 2 der 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche 

Angelegenheiten, 

2. hinsichtlich der §§ 2 Abs.2, 3 Abs. 6 und 5 Abs. 2 z 1 

der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen, 

3. hinsichtlich der §§ 2 Abs. 2, 3 Abs. 7 erster Satz und 5 

Abs. 2 Z 2 und 3 der Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, 

4. hinsichtlich des § 6 der Bundesminister für Finanzen, 

5. hinsichtlich des § 3 Abs. 1 , soweit sich diese 

Bestimmung auf Eisenbahn- und Schiffahrtsunternehmen 

bezieht, der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 

und Verkehr, 

6. hinsichtlich der sonstigen Bestimmungen der 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

betraut. 

Artikel 11 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt sechs Monate nach dem seiner 

Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. Gleichzeitig tritt 

das HOlzkontrollgesetz, BGBl. Nr. 115/1962 i.d.F. des Bundesge­

setzes BGBl. Nr. 288/1987, außer Kraft. 
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(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können ab dem 

auf seine Kundmachung folgenden Tag erlassen werden. Diese Ver­

ordnungen dürfen aber frühestens mit dem in Abs. 1 bezeichneten 

Zeitpunkt in Wirksamkeit gesetzt werden. 

(3) Verweise in diesem Bundesgesetz auf andere Rechtsvorschrif­

ten sind, soweit nicht ausdrücklich anders bestimmt ist, als 

Verweis auf die jeweils geltende Fassung zu verstehen. 

(4) Andere Vorschriften, die die Ein- oder Durchfuhr von Holz 

regeln, bleiben unberührt. 

221/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 11 von 49

www.parlament.gv.at



6. Juni 1989 

E r I ä u t e run gen 

Allgemeiner Teil: 

Problem: 

Das geltende Bundesgesetz über Maßnahmen zum Schutz des 
Waldes anläßlich der Ein- und Durchfuhr von Holz vom 5.April 
1962, BGBl.Nr.115, entspricht in vielen Bestimmungen nicht 

mehr den derzeitigen Anforderungen. 

Einerseits ist die Gefährdung des Waldes durch Schädlinge 

zufolge seines verbreitet schlechten Gesundheitszustandes 

größer geworden, andererseits erfordert die Entwicklung der 
technischen Möglichkeiten der Behandlung befallenen Holzes 

eine entsprechende Anpassung, um Hemmnisse im warenverkehr 

auf das unumgänglich notwendige Ausmaß zu reduzieren. Darüber 

hinaus ist eine Verwaltungsvereinfachung anzustreben. 

Lösung: 

die grundsätzliche Kontrolle von Nadelholz in Rinde wird 
auf Nadelholz ohne Rinde aus außereuropäischen Staaten 

ausgedehnt 
der Transport zum Bestimmungsort sollte dann ermöglicht 

werden, wenn dadurch eine Einschleppung oder Verbreitung 

von Schädlingen nicht zu befürchten ist 

die Genehmigung der Ein- und Durchfuhr mittels 

Einzelbescheid soll durch allgemeine Verordnungsregelung 

ersetzt werden. 

Kompetenzgrundlagen: 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung dieses 

Bundesgesetzes ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 2 B-VG 

("Waren- und Viehverkehr mit dem Ausland"), hinsichtlich des 
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§ 3 Abs. 6 aus Art. 10 Abs. 1 Z 4 B-VG ("Bundesfinanzen, 

insbesondere öffentliche Abgaben, die ausschließlich oder 

teilweise für den Bund einzuheben sind") und hinsichtlich des 

§ 8 aus Art. 11 Abs. 2 B-VG ("Erlassung von Regelungen, die 

von den allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsstrafrechts 

und vom Verwaltungsstrafverfahren abweichen, wenn dies zur 

Regelung des Gegenstands erforderlich ist") 

Beurteilung im Hinblick auf Bestimmungen der EG: 

Die Bestimmungen über außereuropäisches Nadelholz gehen 

konform mit entsprechenden Bestimmungen der EG. 

Nach Artikel 18 der Richtlinien des Rates vom 21.Dezember 

1976,77/93/EWG (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

L 26/20) über Maßnahmen zum Schutz gegen Verbringen von 

Schadorganismen der Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse in die 

Mitgliedstaaten können Mitgliedstaaten ermächtigt werden, beim 

Verbringen in ihr Gebiet besondere Schutzmaßnahmen zu treffen, 

soweit diese Maßnahmen auch für die inländische Erzeugung 

gelten. Dies ist in den korrelierenden Bestimmungen über den 

Forstschutz im Forstgesetz, BGBI.Nr.440 in der Fassung 

BGBI.Nr.576/1987, und der gleichzeitig zu erlassenden 

Forstschutzverordnung gegeben. 
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Besonderer Teil: 

Zu Artikel I: 

Zu § 1: 

Im § 1 Abs. 1 wurden die bisherigen Nummern und Unternummern 

des Zolltarifs (Holzkontrollgesetz-Novelle 1987, BGBI.Nr.288) 

im wesentlichen beibehalten, neu aufgenommen wurde lediglich 

die Tarifnummer 4406 (nicht imprägnierte Bahnschwellen aus 

Holz). 

Die bisherige Warenliste wurde - ohne weitergehende 

inhaltliche Änderungen - übersichtlicher gestaltet. 

Im Abs. 2 ist festgelegt, welches Holz jedenfalls einer 

Kontrolle anläßlich der Ein- oder Durchfuhr unterliegt. 

Grundsätzlich unterliegt Holz von Nadelbäumen der Ein- und 
Durchfuhrkontrolle, wobei zwischen Holz aus europäischen und 

außereuropäischen Staaten unterschieden wird. Holz aus 
europäischen Staaten (einschließlich Türkei und UdSSR) ist nur 

dann zu kontrollieren, wenn es berindet ist. Welches Holz als 

"berindet" zu gelten hat, wurde nunmehr ausdrücklich im Gesetz 

normiert.Es muß Rindenanteile von mehr als 5% der Oberfläche 

oder mehr als 10 cm Breite aufweisen. 

Während sonstiges Holz von Nadelbäumen aus außereuropäischen 

Gebieten (Rohholz) unabhängig von der Größe der Rindenteile 

aufgrund einer möglichen Einschleppung von Schädlingen, die im 

Inland nicht vorhanden sind und deren natürliche Feinde 

fehlen, zu kontrollieren ist, unterliegt auch aus 

außereuropäischen Gebieten stammendes Holz der Tarifnummer 

4407 (Schnittholz) nur dann der phytosanitären Kontrolle, wenn 

es berindet ist. Bei entrindetem Schnittholz ist eine 
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derartige Gefährdung nicht gegeben. 

Sonstiges Holz, das in die Tarifnummern gemäß § 1 Abs. 1 

einzureihen ist, unterliegt nur dann der Ein- und Durch­

fuhrkontrolle, wenn dies durch Verordnung des Bundesministers 

für Land- und Forstwirtschaft gemäß Abs. 3 festgelegt ist. In 
die Kontrolle kann somit in erster Linie Laubholz, aber auch 
unberindetes Holz von Nadelbäumen aus europäischen Gebieten 
einbezogen werden. 

Abs. 4 enthält eine Verordnungsermächtigung, die es 

ermöglicht, jene Auflagen und Bedingungen, die bisher im 

Rahmen von Einzelbewilligungen im Regelfall vorgeschrieben 

worden waren, generell festzulegen.Ein Entwurf dieser 
verordnung liegt bei. 

Die Ausnahmebestimmungen des Abs. 5 entsprechen denjenigen des 
bisherigen § 10 Abs. S. 

Zu § 2: 

Eintrittstellen sind in der Regel jene Grenzübergänge, an 

denen phytosanitäre Kontrollen durchgeführt werden. Sie 

umfassen den unmittelbaren Eintrittstellenbereich (Bahnhofs­

gelände, zollamtsplatz, Hafengelände) sowie einen mittelbaren. 
Dieser wird in einem Radius von höchstens 1 km anzunehmen 

sein und ist notwendig, weil die zur Kontrolle bzw. zur 

Behandlung angeordnete Ladung oft nicht im unmittelbarem 

Eintrittsstellenbereich, sondern nur an einem nahegelegenen 

geeigneten Ort durchgeführt werden kann. 

Während bisher die Festlegung von Eintrittstellen teilweise 

durch Bundesgesetz, teilweise durch Verordnung des Bundes­

ministers für Land- und Forstwirtschaft erfolgte, ist nunmehr 

vorgesehen, die Eintrittstellen ausschließlich durch 

verordnung festzulegen. 

Im Gegensatz zur bisherigen Regelung sollte eine phytosanitäre 

Kontrolle nicht mehr ausschließlich an der Grenze erfolgen, 
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sondern unter bestimmten Voraussetzungen ein Weitertransport 
an den Bestimmungsort zulässig sein. Die phytosanitäre 

Kontrolle erfolgt in diesem Falle am Bestimmungsort. 

Ein weitertransport an den Bestimmungsort soll auf jene 
Transportmittel eingeschränkt werden, bei denen gewährleistet 

ist, daß eine Einschleppung oder verbreitung von Forst­

schädlingen ausgeschlossen ist. Dabei ist in erster Linie an 
den Transport von Holzsendungen in dicht verschlossenen 

Behältern gedacht. Da ein derartiger Transport im straßenver­

kehr wirtschaftlich nicht vertretbar ist, wird diese Möglich­

keit auf den Bahn- und Schiffsverkehr eingeschränkt. Soweit 

diese Voraussetzungen vorliegen, ist die Kontrolle von 

Sendungen, die für die Durchfuhr bestimmt sind, fachlich nicht 
erforderlich. 

Aus verwaltungsökonomischen und personaltechnischen Gründen 

ist, wenn der Bestimmungsort nicht gleichzeitig Sitz eines 

Zollamtes ist, ein derartiger weitertransport auf Inhaber 

einer Bewilligung zur Abgabe von Sammelwarenerklärungen gemäß 

§ 52a Abs. 2 des Zollgesetzes 1955 eingeschränkt. 

Ein Entwurf dieser verordnung liegt bei. 

Zu § 3: 

Unabhängig davon, ob die phytosanitäre Kontrolle an der Grenze 

zu erfolgen hat oder nach Art des Transportmittels ein 

weitertransport gemäß S 2 Abs. 2 Z 2 zulässig ist, haben die 

Anmelder bzw die Eisenbahn- und Schiffahrtsunternehmen 
unverzüglich den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

vom Einlagen des Holzes an der Eintrittstelle zu verstän­

digen.Bisher war im Straßenverkehr eine Verständigung durch 

die Zollämter vorgesehen, was jedoch in dieser Form nicht 

gehandhabt wurde. 

In der Praxis wird unmittelbar das für die jeweilige 

Eintrittstelle vom Bundesminister für Land- und Forst­

wirtschaft bestellte Kontrollorgan zu verständigen sein. 
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Bei Berechnung der Kosten für die verständigung sind weder das 

Gewicht des Holzes noch die Art des Transportmittels, sondern 

ausschließlich die tatsächlich anfallenden Kosten maßgeblich. 

Nur der Anmelder nach den zollrechtlichen Vorschriften ist 

Partei im Sinne des Holzkontrollgesetzes. Er kann Anordnungen 

bezüglich des ein- oder durchzuführenden Holzes treffen und 

hat für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen, ins­

besondere für die Entrichtung der durch die Kontrolle anfal­

lenden Kosten und Gebühren bzw. für die Veranlassung der 

Ausfuhr aus dem Bundesgebiet bei festgestelltem Befall zu 
sorgen. 

Die Absätze 3 und 4 regeln die Rechte und Pflichten der 

Kontrollorgane, Abs.5. verpflichtet den Anmelder, die zur 

Durchführung einer ordnungsgemäßen Kontrolle erforderliche 

Hilfe zu leisten. 

Zur Durchführung einer wirksamen Kontrolle ist es erforder­

lich, u.a. das Ablösen der Rinde oder das Abschneiden von 
Stammabschnitten ermöglichen. 

Daher ist der Anmelder verpflichtet, alle Vorkehrungen zu 

treffen, durch die dem Kontrollorgan die Kontrolle im 

erforderlichen Ausmaß ermöglicht wird (z.B. Öffnen von Türen 

oder Ladeluken oder Freilegen bestimmter Stämme, die aufgrund 

ihres von der übrigen Sendung abweichenden Zustandes einen 

Schädlingsbefall vermuten lassen). Kann der Anmelder nicht 

selbst Hilfe leisten, hat er hiefür vorzusorgen. 

Es steht dem Kontrollorgan frei, abgelöste Teile des 

untersuchten Holzes zum Zwecke weitergehender wissen­

schaftlicher untersuchungen an die Forstliche Bundesver­

suchsanstalt zu übermitteln. Dies befreit das Kontrollorgan 

jedoch nicht von seiner verpflichtung, über die Zulässigkeit 
der Einfuhr ad hoc zu entscheiden und darf daher zu keinen 

Verzögerungen bei der Ausstellung eines Freigabe- oder 

Verbotsscheines führen. 
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Für die phytosanitäre Kontrolle entstehen Aufwendungen, die 

vom verfügungsberechtigten zu tragen sind. Dabei handelt es 

sich um eine Kontrollgebühr, deren Höhe bisher nach Art und 

Dauer der Amtshandlung, dem Arbeitsaufwand, der Menge und des 
Zustandes des Holzes zu bemessen war. Die Erfahrung hat 

gezeigt, daß den tatsächlichen Gegebenheiten eine Bemessung 

nach dem Gewicht des Holzes, der Art des Transportmittels bzw. 

der Dauer der Behandlung am nächsten kommt. 

Die Gebühren sollen im Eisenbahn- und Schiffverkehr der 
Sendung angelastet und bei der Ein-und Durchfuhr im 

Straßenverkehr sofort erlegt werden. 

Ein Entwurf dieser verordnung liegt bei. 

Zu § 4 und § 5: 

Die phytosanitäre Kontrolle ist grundsätzlich an der 

Eintrittstelle durchzuführen. 

Dabei sind mehrere Fälle zu unterscheiden: 

1. Das Holz ist frei von Forstschädlingen: 

Soweit auch die in § 4 Abs. 1 festgelegten sonstigen 

Voraussetzungen erfüllt sind, ist ein Freigabeschein 

auszustellen. 

2. Das Holz ist zwar mit Forstschädlingen befallen, ein 

Weitertransport erscheint jedoch im Hinblick auf das 

Entwicklungsstadium der Forstschädlinge, der Art des 

v~rwendeten Transportmittels oder sonstiger Umstände 

fachlich vertretbar (so wird beispielsweise eine 

Einschleppung und Verbreitung von Forstschädlingen 

auszuschließen sein, wenn ein Entwicklungsstadium 

vorliegt, das unter Berücksichtigung der Dauer des 

221/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)18 von 49

www.parlament.gv.at



- 8 -

Transportes zum Bestimmungsort eine rechtzeitige 
Bekämpfung ermöglicht): 

Diesfalls ist gemäß § 4 Abs.2 ebenfalls ein Freigabeschein 
auszustellen, das Kontrollorgan hat jedoch die am 

Bestimmungsort zuständige Bezirksverwaltungsbehörde 

(Bezirksforstinspektion) zu verständigen. Die Überwachung 

der Behandlung am Bestimmungsort obliegt dieser in 

mittelbarer Bundesverwaltung, gestützt auf den 

Kompetenztatbestand "Forstwesen" (Art. 10 Abs. 1 Z 10 
B-VG) , aufgrund der Bestimmungen des Abschnittes IV B des 
Forstgesetzes 1975, BGBl.Nr. 440 in der Fassung BGBl.Nr. 

576/1987, sowie der gleichzeitig zu erlassenden 

Forstschutzverordnung." 

Es wird davon ausgegangen, daß die Verlagerung der 

Bekämpfung von Forstschädlingen durch das Personal der 

bestehenden Bezirksforstinspektionen durchaus überwacht 
werden kann und daher den Ländern kein zusätzlicher 

Personalaufwand entsteht. 

Ein Entwurf der Forstschutzverordnung liegt bei. 

3. Der Forstschädling befindet sich bereits in einem 

Entwicklungsstadium, welches einen weitertransport zum 

Bestimmungsort fachlich nicht vertretbar erscheinen läßt: 

Diesfalls ist das Holz unter Aufsicht des Kontrollorganes 

bekämpfungstechnisch zu behandeln. Der Ort der Behandlung 

bzw. Entladung ist ident mit dem Eintrittsstellenbereich. 

Für diesen wird ein Radius von 1 km anzunehmen sein. Die 

jeweils erforderliche bekämpfungstechnische Maßnahme ist 

vom Kontrollorgan anzuordnen. Es finden die in der 

Forstschutzverordnung vorgesehenen bekämpfungstechnischen 

Maßnahmen sinngemäß Anwendung. 

Nach Durchführung der Behandlung ist das Holz vom 

Kontrollorgan neuerlich zu untersuchen. Stellt es den Erfolg 

der Behandlung fest, ist ein Freigabeschein auszustellen. 

Wenn abzusehen ist, daß eine Behandlung erfolglos bleiben 
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wird oder die Ausstellung eines Freigabescheines aus anderen 
Gründen nicht zulässig ist, ist ein Verbotsschein 
auszustellen. Diesfalls ist das beanstandete Holz unver­
züglich aus dem Bundesgebiet auszuführen. 

Zum Schutz der rechtlichen Interessen des Anmelders ist auf 

dessen Verlangen nach Einholung eines Gutachtens der 

Forstlichen Bundesversuchsanstalt durch den Bundesminister 

für Land- und Forstwirtschaft mittels Bescheid darüber 
abzusprechen, ob die Ausstellung eines Verbotsscheines zu 
Recht erfolgt ist oder nicht. Die vorgesehene Probenahme als 

Mittel der Beweissicherung ist ähnlichen Bestimmungen des 

Lebensmittel- bzw. Weinrechts angepaßt. 

Zu § 6: 

Die Zulassung des Holzes zur Ein- und Durchfuhr durch die 

Zollbehörden ist vom Vorhandensein eines Freigabescheines 
abhängig. 

Zu § 7 und 8: 

Zur Durchsetzung der im Gesetz vorgesehenen Maßnahmen 

erscheinen Sanktionen notwendig. Diese bestehen in der 

verhängung von Geld- oder Arreststrafen durch die 

Bezirksverwaltungsbehörde und der Durchführung von 
Sicherungsmaßnahmen, die von den im Verwaltungsstrafgesetz 

vorgesehenen Sicherungsmaßnahmen abweichen, um in akuten 

Fällen ein rasches und effizientes Eingreifen zu 

gewährleisten. Diese, von den Bestimmungen des vstG 

abweichenden Sicherungsmaßnahmen, beziehen sich auf 

Beschlagnahme und Verfall und sind auf jene Fälle beschränkt, 

in denen durch Ausstellung eines Verbotsscheines die akute 

Gefahr der Einschleppung oder verbreitung von 

Forstschädlingen fachlich nachgewiesen ist. 

Für die Sicherung des Verfalles kann eine Beschlagnahme 

durch Organe der Bezirksverwaltungsbehörde (§ 39 vstG) bzw. 

Zollbehörde (§ 25 Zollgesetz) erfolgen. 

I 
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Der Verfall dient zur Abwendung einer von Holz ausgehenden 

Gefahr für die heimischen wälder. Da eine solche Maßnahme nur 

sinnvoll ist, wenn sie sofort durchgeführt wird, soll der 

Verfall unabhängig von allfälligen Rechten bzw. vom 

Verschulden dritter Personen ausgesprochen werden können und 

die Erlegung eines Geldbetrages anstelle der Beschlagnahme 

unzulässig sein. 

Zu Artikel II: 

Die Anpassung des verwaltungsablaufes an die neuen 

Bestimmungen erfordert, daß die bisherigen Bestimmungen noch 

ein halbes Jahr nach Kundmachung des Gesetzes in Kraft 

bleiben. 
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• _So Juni • 

G E GEN J B ER: TEL L u ~ G 

Neue Fassung: 

.a.D.'G.'~ VOR ............. 19.9. 
Gbe~ dea ro~.t.cbut. aa11111cb d.~ 81D- UDd 
Ducc~fabc .08 a01. (aolakoatroll, ••• t.) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Anwendungsbereich 

S 1. (1) Holz im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die in die 
folgenden Nummern und Unternummern des Zolltarifs (Zolltarif­
gesetz 1988, BGBl. Nr. 155) einzureihenden Waren: 

TARIF 
Nr. /UNr. 

aus 1404 10 

aus 4401 

aus 4403 

warenbezeichnung 

unverarbeitete Rinde von Holzgewächsen 

Brennholz, in Form von Rundlingen, Schei­
tern, Prügeln, Reisigbündeln oder in ähnli­
chen Formen; Holz in Abschnitzeln oder Teil­
chen; Holzabfälle, ausgenommen zu Pellets, 
Briketts, Scheitern oder ähnlichen Formen 
agglomeriert 

ROhholz, auch entrindet, entsplintet oder 
grob zwei- oder vierseitig zugerichtet, 

ausgenommen imprägnierte Leitungsmaste der 
Unternummer 10 

Alte Fassung: 

11.. 1aacI ... tz ~c-. 5. April IIH 
Ober Ma&aahma na Schatze· er. " .. cIo 
anlUlidJ der EiD- ud Durchfuhr ~0tI Hol 

0.. Nacioulrat bae beIdlIOIIIIl: 

S t. G f C f U CI 11 d-
(s) Oiesa IWldesCeMa in auf Hob. das in das 

B~d .. tbiec ciacefiUsn oder durch das Bundes-, 
I·blft durchltfilhn wird, Ul%uweadm. 

.,(2) Holz Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 
die in die folgenden Nummern und Untemummem 
des Zolltarifs (Zolltarifgesetz 1988, BGBI. Nr. 155) 
einzureihenden Waren; soweit im nachstehenden 
{J nternummern des Zolltarifs angeführt sind, gelten 
als Holz im Sinne dieses Bundesgesetzes nur jene 
Waren, die von den Unternummern der jeweils 
letzten Gliederungsstufe bzw. von den allenfalls 
angeführten ex- Positionen zu solchen U ntemum­
mem erfaßt sind: 

~ \RIF 
~r L~r 

1 ,,~.. Waren ptlanzbchen LO nprung,. 1nderwelUi weder genannt noch 
,nb<!snffen . 

4401 

4403 

10 - pAanzliche Rohstoffe. ",e SIe naupuachlich zum Fltben oder 

JO 

C.ri>en v .... end ..... rden: 
•• 10 - unverltbeltete R,nd. von Holzsewachsen 

Brennholz. In Form von Rundling.n. Sch.,tem. [>rug.ln. R.",S­
bund.ln od., In ahnlichen Form.n, Holz ,n .... bschnlu.ln oder T.,I­
en.n. Sag.'pan. und HolubfaHe. auen zu P.Heu. Bnk .. u. Scn~. 
tem oder ahnhchcn Formen aalomenen: 
- 8,.nnnolz. In Fo,m von Rundlingen. Scheltem. P1'1.Iseln. R''''I­

bundeln od.r In ahnhehen Form.n 
Sag.span. und HolubfaH •• auch zu [>.H.u. Bnke.u. Scn., •• m 
oder lhnhchen Formen lulomencn: 
•• JO . HolubfaH •• aucn zu [>elleu. Bnkew. Scne'tem oder 

annlten.n Form.n a"lomen ... 

Rohnolz. auen enmnd ••.• nuplln ••• oder groll n,.,- ode, Vlenelul 
zugenchtet: 
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aus 4404 10 und 20 Stecken aus Holz, gespalten; Pfähle, Pflöcke 

und Stangen, aus Holz, zugespitzt, nicht in 
der Längsrichtung gesägt 

aus 4406 10 

aus 4407 

Bahnschwellen aus Holz, nicht imprägniert 

Holz, in der Läng.richtung gesägt oder mit 

dem Profilzerspan.r b •• äumt, gem •••• rt od.r 
geschält, mit ein.r Stärk. von m.hr als 6 

mm, ausg.nomm.n g.hob.lt., g •• chliffen. od.r 
keilverzinkt v.rl.imt. War. 

HC7 

:.. "T'.it rube. 3c:ze. :':.re',J~0( ,Jüe~ l:-:Qe~e,,: )<-- ":_:::7' ::~ ," ""e":J. .... ",:e ~ 
8 .lndere 

.,J~ ::-:'C'ISC,1e:l Sa ... rr:e:1 

'0nsu~e 

.l.'":Ue:-es .. Jn ~- JQe!b~umen 

"tt ~:nem Durc~mes5er ,"on 1'" -:m JQer .e;'l.lger gemeHen 
Jhne R.::tde 1 ." ,Joernarb jes 5tl.rKeren :':'lOes I 

B lnCeres 
·on tropischen ~.lde!baumen 
,or:.st:ge 

j: I l[:deres. ,'on ~o'~enden :roplsc~e~ Baumen 

.\ 1 :Juk. Red \terlntt. LJ!~h{ Red \{erantl und \1er:anu Bak.llJ 
jl 1;:°hlte L.lu.1n, Whlte \1.erlnu, Thlte Ser .. va. '(ellow '\{erlnu 

und .-\l.1n 

)} Ke:"Jm~. R.mm. K.pur. Te.k. jongl<.ong, .\Ieroau. jelutong 
.. nd Kempas 

H Okoume. Obeche. S.peill. Sipo .. \C.,OU ci '.\inque. Makore und 
[roKo 

}; Ti.m •. '.hnson ... !10mb •. DlbetOu. L,mba und'.zobe 
,9C) lnderes: 
91 Elchen 

.\ - ~ on tropischen Elchen 
B - .ndere 

n Buchen 

\ . Rotbuche mit e:nem Durchmesser von I" cm oder wenl. 
ger (g.me"en ohne Rmd. I m ob"halb des starke"n 
EndeS! 

B - ,nderes 
99 IOnsttge' 

20 

10 

23 

~ lion .lndere" tropischen L~ubbaumen 
B - .ndere 

Retfhoiz: Stecken .us Holz. gespalt.n; Pf.hl •. Pflock. und Stan­
gen .• us Holz. zugespitzt. nICht In d" Llngmchtung gesagt; Holz. 
grob zug.nchttt ... ed" g.drechselt noch' g.bogen oder sonSt beat­
bettet. zur Herstellung von Spazlentöcken. Reg.nschlrmen. Werk­
zeuggnHen und dergleichen geeignet; Holzsp.n. Holzstretien. 
Holzb.nder und dergleichen: 

von :'-i .delbaumen . 

. ". - Stecken .us Holz. gespalten; Pfahle. Pflocke und St.ngen. 
aus Holz. zugespItZt. nICht In der Llng,nchtung g.ugt: 
ex.". - WeInstecken 'u' Holz. gespalten. Pfahle. Pflöcke 

und Stangen •• us Holz. zugesPItZt, nicht In der 
Lang,nchtung gesagt: benndet 

andere: 

A - Stecken .us Holz. gespalten. Pfahle. Pflöcke und Stangen. 
.us Holz. zugesPitzt. nicht In der Llngsnchtung gesagt· 
ex.\ . WeInstecken IUS Holz. gespalten; Pfihle. Pflöcke 

und Stangen •• us Holz. zug<SPltzt, nicht In der 
Langsnchtung gesagt· benndet 

Holz. In der L1ngsnchtung gesagt oder m:t dem Profilzenpaner 
besaumt. gem."e" oder g.,chalt .• uch gehobelt, geschliffen oder 
keilverzinkt verleimt. mit etner SUrke von mehr .Is 6 mm: 

von :-.Iadelbaumen: 
B - .nden ( 

""'on folgenden !ropischen B~umen 
Dark Red '.leClnt!. Light Red \leClnt!. \lerlnt! a.bu. ~-"tte 
LJuJ.n. \t'hne .\ter;a.ntl. ~'hlte ')erl\l. Yet!oQ, \lerlntl. \Ian. 
Ker·Jlng. R .. mln. Klpur. Telk. j"ngkong. \lero.u. jelutOng 
'Jnd Kempas 

e:< ~I . lnder, Jis gehobelt. g:eschldfen ader M'II,erZlnkt ,er. 
leimt 

Okoume. Obeche. S,peill. Sipo. \ca,ou d'Mrtque. \llkore. 
[roko. Ti .. m •. \l.nson ... [10mb •. Dlbetou. Llmb. und \zobe' 
ex:!" - .nd.,. .Is gehobelt. geschliifen "der ketlverztnkt ver-

leimt 

B.boen.\m.nk.nlSches \l.h.gonl I S"letenta Ipp I. Imbu .. 
und B.lsa: 
" 2) .nden .Is gehobelt. geschliffen oder ketlverztnkt "er-

I 90) anderes . 
91 von Elchen: 

B - .nden I 
92 von Buchen 

B - Ind.n ! 

99 lonsuge' 
B - .nden·'! 
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(2) Anläßlich der Einfuhr in das Bundesgebiet oder der Durch­

fuhr durch das Bundesgebiet unterliegt der phytosanitären Kon­
trolle: 

1. Holz von Nadelbäumen mit dem Ursprung in europäischen 

Staaten, der Türkei und der UdSSR, wenn es Rindenanteile 

von mehr als 5 \ der Oberfläche oder mehr als 10 cm 

Breite aufweist, ausgenommen unverarbeitete Rinde und 
Holz in Abschnitzeln oder Teilchen, 

2. Holz von Nadelbäumen mit anderem Ursprung, mit und ohne 

Rinde, ausgenommen solches der Nummer 4407 des Zolltarifs 

(Schnittholz), wenn es frei von Rinde und Rindenteilen 

ist. 

(3) Soweit es die phytosanitäre Lage im In- und Ausland erfor­

dert, hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Ange­

legenheiten unter Bedachtnahme auf die Jahreszeit, die Dauer 

des Transportes, den Schadholzanfall, die Anfälligkeit für 

bestimmte Forstschädlinge und sonstige Umstände, die das 

Auftreten oder die vermehrung von ForstSChädlingen begünstigen 

können, durch verordnung auch sonstiges Holz im Sinne des Abs.l 

in die phytosanitäre Kontrolle einzubeziehen. 

(I) Yard bei der EoauoU. im SÜUle da Abi. t 
SchidJÜlpDftal) lesqllUÜc. 10 stehe es dem Ver­
fÜCUAcsbetechti,tat fra. du Holz. alleala.llt du 
TraDIpOmnicuC, Wlyenü,lich 1Uc:ft cIeJl Anord­
~WlPD ~d w\cu Aufuc:ftc da ltoncroUorpu 
elDer I"ICaeteD BcnucUws,. wie 8esprühuft!. zu 
Wlcenieha. 

(3) Du ltoauoUorpA hac die Eia- oder Durch­
lullr zuzula.uea uad eiaCSl Freipbcscneia awau­
steUm, .. taa du Holz. sei es oha. 8ehaad.JW31 
oder nac:ft recntteiti,er ~rcMührue, eieer e, ... 
enorderlidvn B.handtunc (Abt.. 2), von Font­
sdüdliD,.n frei bcfwsdeD .. "rci&. _ 

(4) Für du ltonuoUverfahren sied die 8estim­
. II'IWlI_ der SS 5,6, 7,' Abt. 2 und 1 und 9 siu­
l,emäß anzu .. end .... 
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(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft hat unter 
Bedachtnahme auf die in Abs.3 genannten ~riterien durch 

Verordnung nähere Anordnungen über Voraussetzungen festzulegen, 

deren Erfüllung vor Ausstellung eines Freigabescheines nach­
zuweisen sind. 

(5) Der Kontrolle unterliegen nicht die 

1. Einfuhr durch den Grundeigentümer oder Erwerber von Holz, 

wenn es aus grenzdurchschnittenen oder grenzgetrennten, 

vom Inland aus bewirtschafteten Liegenschaften stammt, 

2. Wiedereinfuhr von Holz, das im unmittelbaren 

Durchgangsverkehr zwischen zwei Orten des Bundesgebietes 

durch das Gebiet eines Nachbarstaates befördert wurde. 

§ 3. (1 ) . . . (2) • • • 

§ 10. ( 1 ) . . . (4) . . . 
(~) Die Bcseimmun,ea der AbI. 1 bis 4 geltea 

niene für die 

a) EiDfuhr duren dell Crundt'iJentümu oder 
Er"'erb~ yon Holz. wena • a"" lrellz­
durcNenainenta oder IreJUlnreaDeea. 
yom uuand aus bewirtsenafteeen Li'lea­
scharten Kamme, 

b) WiedereiaiuJar "Oll Holz. das im uDmitte1-
buea Dwdllanlsverkehr zwischea zwei 
Orten des B""des.ebina duten das Cebiet 
eines Nachbanuata beförden wutd .. 

-------- .. 

I J. Ei ... luet D.rchhllryorlchrifc 
Ur Nlet.lllol. mie lläoet .. 

(I) Die Eia- liftet DurdtluM 1'Oa Nad.Dtoll mit 
PJada in aa die BewiUiIUDI d. Buodamiaiac.e­
riuma fGr L.atw&- l&Ad fomwärucflalt pOund," 
(Ph~w. Eie- oder Durdtl~ 
fQ, N.cWhob mie lÄAde). 

CI) Du lvadrmiaiaurium fi1r Lud. und 
FormriracfWc hat die Bcw1UiIWlI zu erteil .... 
"tU lMi IedadsCDaJuae aul die phyeOUAiüre 
La .. im luad .... 1&Ad uch 1U'eft1ft' PnlIuq 
dar "eiuna Voraa.Q"",ID IIllfnomm.a W'ft'. 
da a... cW ÜM G.faJar der FjnecW.1'PWII 
oder V .......... Porwaräl.aia,.. __ 
uacI die GniIar I ........ cW der Vtftü ..... 
btndtcipe ftinpBsU die DaeB Ab&. 4 "oma­
................... Hob.. dvdUtJan. 
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Eintrittstellen 

S 2. (1) Die Ein- und Durchfuhr von Holz ist nur zulässig, wenn 

sie über eine Eintrittstelle erfolgt. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft hat im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für wirtschaftliche Ange­

legenheiten, für Finanzen sowie für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr unter Bedachtnahme auf den wirtschaftlichen Bedarf 

sowie auf die Grundsätze der Zweckmäßigkeit, Raschheit, 

Einfachheit und Kostenersparnis durch Verordnung 

1. Grenzzollämter als Eintrittstellen zuzulassen, 

2. im Eisenbahn- und Schiffsverkehr 

a) für die Einfuhr weitere Eintrittstellen zuzulassen 

oder 
b) für die Durchfuhr Sendungen von der phytosanitären 

Kontrolle auszunehmen, 

wenn nach Art und Ausstattung des Transportmittels eine 

Einschleppung oder Verbreitung von Forstschädlingen 

ausgeschlossen ist. 

(3) Die Zulassung gemäß Abs.2 Z 2 lit.a ist bei 

Eintrittstellen, die nicht Sitz eines Zollamtes sind, auf 

Inhaber einer Bewilligung zur Abgabe von Samm.lanm.ldungen 

gemäß 5 52a Abs.2 des Zollgesetzes 1988 eingeschränkt. 

Cd Vorzuaduoaba in aber jed.nfUls. d.a& du 
Hola 

a) üb. tilM bestimmet EUsericut.U. einzu­
filhraaiftud 

b) a..a - Eintricutell. 1010" nach EinlU\ft2l 
a.ach dtID G~cbna da Itoacrollorpu 
u.ad \l,Dtft' dessa A ulsiche eiaer Inipee'A 
phytosa.aitit"tJI B«ha.adlVJ!C IU lUlunrer­
fas ift. 

(5) Ia der BcwillilUGl kau auch vOrJesehea 
"erela. da4 du ltoaeroUortaJI &ui Anenc d. 
Abteaden oder d. Empfiacin di. Frin: zur 
Dutc:hfii.hrwsc der BchaadllUlC hacbn.GI für die 
0. ... yoa drei Tapa verliftpnl <!an, "eaa, 
uueressa d. PSuzeaschua. dem rtid\e ent­
'.lJlIuhaa. 

S 4. V e rf a II r e Q SY 0 rs c h r i f c-

Der AAscnc 1"" Erteilei der PflytOtaftitire!l 
Bewi11iewsc u. SiAM _ S 3 Abi. 1 hat folltade 
AAslaba Z1a endtalCC1l: 

a) die AAIChrih _ AbMllcMn wsd des Ernp­
f""~en. 

b) die Namhaltmachwsl eiaer im lnlaad "oh­
ft.ada Pmoa &Ja ZunellunpbnoUmid\­
ticua (S 26 AbI. 1 A VG. 1950), 

c) die Mtl2le _ Holz .. die Holzaft, "omös­
licll da On IIftd die z.ie der Scf\läC.Nnl 
- Horz.. 

d) du Traasponmirul. 
.) die iA Auuiche Ilftoauntl2e EiAtritauUe 

Wld 
f) d .. iA Auuichc l'OOlDlDto,a Zeitraum der 

EUl- wsd Ourc:ftfuhr. 

S 5. EiauieClulleo.' 

(I) Oie !iA- UJld Darchluhr Yoa NacfeJhob 0/ 
nUt Jlinde ift Dur über die ia der Ao!ale aftl" 
fijhnea !ioUittneUea lulÜlic-

(I) Du 8uod ... iJliauriuna für UAd- \Iod 
Fol"I&'Wituc:b.a Wua im EUlveracnnaaa mie da 
8~ für V ... keb, wad Elckcrizi.. 
tiCnriruchah 1Ow\e für HancW "'" Yitdenu. 
bau durch VerordAuq "tieue EiAericueeUeo Z\t-

w..a. "fAIl di. I"" Erltichclr'Wll da !ia- \lad 
Ourchluhrrerk.... !!Ue Holz erforderlich in. 
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Kontrolle 

S 3. (1) Die Eisenbahn- und SChiffahrtsunternehmen _ im 

Straßenverkehr die Anmelder - haben den Bundesminister für 

Land- und Forst~irtschaft vom Einlangen des Holzes an der Ein­

trittstelle unverzüglich zu verständigen. Die Kosten dieser 

Verständigung sind vom Anmelder ( 5 51 des Zollgesetzes 1988) 
zu tragen. 

(2) Die Kontrolle ist von Kontrollorganen durchzuführen, die 

vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft unter 

Bedachtnahme auf ihre fachliche Eignung in einer Anzahl, die 

raschen und kostengünstigen Einsatz gewährleistet, zu 
bestellen sind. 

(3) Das Kontrollorgan hat festzustellen, ob 

1. die in einer Verordnung gemäß 5 1 Abs. 4 festgelegten 
Voraussetzungen erfüllt und 

2. das Holz, das Transportmittel und die mitgeführten, vom 

Holz abgetrennten Rindenteile frei von Forstschädlingen 

(5 43 AbI. 2 deI Forstgeletzes 1975) sind. 

(4) Das Kontrollorgan ist berechtigt, die zur Kontrolle notwen­

digen Proben im erforderlichen Ausmaß von jedem Teil der Ladung 

unentgeltlich zu entnehmen. 

(5) Der Anmelder ist verpflichtet, dem Kontrollorgan die zur 

Durchführung einer ordnungsgemäßen Kontrolle erforderliche 

Hilfe zu leisten oder für eine solche Hilfeleistung 
vorzusorgen. 

§ 2. . . . (4) 

(a) VerlllcuacsberecntiSttr im Sinn. diese 
BundUSeHUes in du Absender oder Empfäa­
cer d. Holzes oder dua Verttttu oder k\roU­
micntip 

.§ 2. (1) . . . 

S 2. "eielt. I.,riff .. 

I 
btlciaaraIlD,'D. 

Ca) Fonadlidli.p im Sinae di_ luad .. . ,nea. aiad tieriIcM ud p4au.Uch. Sc:hädliG,,, 
". 1ANJt_ Gd. Pilze. dM bei K1rkanm Avl-
U'fteD _ WaJdb.aacI ItflhrcIea ocMr da 
Holz"," .rhtDlida htnbNan kalUML 
(2) ••• (5) ••• 

S" (OGHO!! .. 

(l) NadeJJsob mit Jlia. UDcerUep IA der !ia­
triCUteU. der (oeuoU. dweil du ltoeuoU­
o~ 

(I) DIr loacroOe UD .... a'" c6t T,.... 
POl"aIUcca Wld die miclefüh.rua "0lIl Hob a,bs .. 
ttauacaa AlAdeacei1& 

S 1. Vor I ••• I .. i d. r E 0 D er 0 I h. 
(1) Die Eisebab. Wld Sc:h.iHaJu'UuterneJuaia 

- im Scn4anrkw die ZoUdi_.u. _ 
babea "0lIl Eialu,_ "oa NacWJsok lilie ltiade 
aa der EiatriCUClÜe .. ZUIdodi .. ltoDcreü­
orpa Z1I nndadi.& 

: (I) Oie loauoU. Me sida auf daI Vorlies_ 

I
, der ~ ,emU S 3 ud thnuf zu er. 
~ ... oIt .. Hok .. PonadaidWt._ fl"li 
1ft. 
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(6) Für die Durchführung der Kontrolle hat der Anmelder eine 

Gebühr zu entrichten, die in einem Tarif nach dem Gewicht des 
Holzes, der Art des Transportmittels und der Dauer der 

Behandlung vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen durch 
Verordnung kostendeckend festzusetzen ist. 

(7) Die Eisenbahn- und Schiffahrtsunternehmen haben die Kosten 

gemäß Abs.l und die Gebühren gemäß Abs.6 der Sendung anzula­
sten.Im Straßenverkehr sind diese Kosten und Gebühren beim 
Kontrollorgan zu entrichten. 

(,) Oie KoatroUoflll1. sind berec:btiet. die zur 
Uluemu:ftUnl alJalialla QoCYendi,ea Probe 
WMDtee!dida Z1I -CZMhmaL 

(d Der Ve~gsberecfttilU itt nrptlidHft, 
dem lontroUol'pA jede ZIU Our~ ei!ler 
ord!2Wlcscemäßaa l:oatroU. erforderücbc Hül. 
zu leinea oder für eLa' solch. HilfeJwc\U1' yor­
ZUSOrreQ, _ 

(5) !.sc d.u loncroUorran außernll1de, di. UQoo 
tenuchWlI ohae HilIelwtun, durch Il1dere Per­

. soaea durduuiühra. bac der Veriücuncsberech­
I tieu für ,La. HilfeleUtuJ:1' Dichc YOttesortt wsd 

LIC auch d.u V erkehmunernenmea a~nde. 
d.iese HilI. zu leinen oder !&Jute • eine solche 
Hilfeleistung ab. so Lst di. ZulUlUn, da Holz. 
Zur Ein- odu o"tdUuhr zu verwei,ltQ, 

S U. G.bührlQ. 

(I) Für di. o"tc:bführunl der Kontroll. luben 
der Absender und der Empfingft' als eeumc. 
sd\uldnu ein. Gebühr zu entriduea- (KoncroU­
s:ebühr). Si. haben in ,l,iener WeiM auch d.it 
ioscea der Me1dWlI ,emi& S , Abt. 2 wad 
/der VemhdjlWll pmi& S 1 Aht. 1, S , Abi.' 
und die allf'älli,ea Kouea cMr lteiNcuns cf. 
TnASponmina. (S 6 Abt. 2) zu tt2,eft. 

(I) Oie HalM .. EoatrolJcebührm iIC iA ei.cMaI 
c.bühraswif Z1I ~ der TOI1l Buadesmuu-I 
srenWII für wd- lIAd Fonnrinsc:ftah im Eia-' 
TtrDe:hm.. aUc _ BuadenaiAisurium für 

IFin,nz. ia peicuc- W,. kuadzumac:hca i& I 
Die l:oauoU~ rillet Dada All uad Daa. 
der Amuhll1d1ualo daa Arbeiua"'""-acl. der! 
Meap wad _ Z\IIUAde _ Ho&z. zu be-. 
cneaa. 

(J) Oi. EisabaJua· UJ2d Schifahnsuacen.hmea 
haba die ltoauoUcebühtlll UJ2d di. im Abt. 1 
Il1ctfiihnetl IConlll der SadWl' aazulanaa. 
Di.l:oDcrolt,tbüAtea lWi di.1:oRea CaniS S' 
Abi. 2 UDd 6 siAd bia zum 5. des E.al.ader. 
lDoaa_ der dem Jül.adennoDat. der IControU. 
folp. aa du BuademWsuriWII für uad· UJ2d 
FormrinsdWc aJmafühna. 

(4) Für du im Scn4alTerkehr eia- oder durch­
,tfühne Holz siAet cü. Gebülaraa und ~OS~etI 
pmi& Ak 1 bam KoauoUotpll cf« wenn­
RaJa 111 erl .... 
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Freigabe- und verbotsscheln 

S 4. (1) Das Kontrollorgan hat die Zulässigkeit der Ein- oder 

Durchfuhr durch Ausstellung eines Freigabescheines zu bestäti­
gen, wenn 

1. die in einer Verordnung gemäß S 1 Abs.4 festgelegten Vor­
aussetzungen erfüllt sind, 

2. bei der Durchfuhr im Straßenverkehr die Kosten und 
Gebühren gemäß S 3 Abs. 7 erlegt wurden, 

3. die Kontrolle nicht verhindert wurde und 

4. das Holz frei von Forstschädlingen ist. 

(2) Ebenso ist ein Freigabeschein auszustellen, wenn das 

Kontrollorgan einen Befall des Holzes mit Forstschädlingen in 

einem EntwiCklungsstadium feststellt, welches die Einschleppung 

oder verbreitung dieser Forstschädlinge während des Weiter­

transportes zum Bestimmungsort im Inland ausschließt. Das 

Kontrollorgan hat auf dem Freigabeschein zu vermerken, 

innerhalb welcher Frist das Holz bekämpfungstechnisch zu 

behandeln ist, und hievon die am Bestimmungsort zuständige 
Bezirksverwaltungsbehörde in Kenntnis zu setzen. 

(3) Das Kontrollorgan hat die Unzulässigkeit der Ein- oder 

Durchfuhr durch Ausstellung eines verbotsscheines zu bestäti­

gen, wenn eine der Voraussetzungen gemäß Abs.l nicht erfüllt, 

ein Weitertransport gemäß Abs.2 nicht zulässig oder abzusehen 
ist, daß eine Behandlung erfolglos bleiben wird. 

(4) Nach Ausstellung eines Verbotsscheines ist das beanstandete 
Holz unverzüglich aus dem Bundesgebiet auszuführen. 

(5) Auf Verlangen des Anmelders sind vom beanstandet.n Holz 

zwei Proben zu nehmen und so zu versi.g.ln od.r zu plombi.ren, 

daß eine Verletzung des Verschluss.s ohne v.rl.tzung d.s 

Siegels oder der Plombe nicht möglich ist. Ein. Prob. ist d.r 
amtlichen untersuchung durch die Forstlich. Bundesv.r­

suchsanstalt zuzuführ.n, die and.r. d.r Partei zurückzulass.n. 

(6) Der Bundesminist.r für Land- und Forstwirtschat hat üb.r 

die unzulässigk.it d.r Ein- od.r Durchfuhr unt.r B.rück­

sichtigung des Erg.bni •••• d.r amtlich.n Unt.rsuchung .in.n 

Feststellungsbescheid zu erla ••• n. Oie Kosten der amtlichen 

Untersuchung sind vom Anmelder zu tragen, w.nn festg.st.llt 

wird, daß die Ausst.llung de. Verbots.eheines zu R.eht .rfolgt 
ist. 

§ 2. (1 ) (2) . . . . . . 
(a) Eüa F,.qahacncia im 5e1Ula diaa BUAda­

PNQ- in di •• om zuniDdiltD XoatroJ]orp.a 
IWlest.ellt. Besc:heiaiCUGc. iA der besütiet wird. 
cIa4 die Eüa. oder I>vc:DhW ?om Suadpuak te 
d. H anzmsd2uaes 11&1 zWiail .. 

. (4)!ia Verbou.c:hcUa im SiADe cii". BUAd. 
psea. ja die ?OID ZUltiAdica XODtroU0rtUl 
lWIeneUu ~.Wauq. iA der benitiat wird. 
cIa4 du BUDd.miDinerium f1lr wd. wad Fom. 
1rinac:hah die Eüa· oder Durc:hlvJsr d.. Holz. 
a1&l GtiiAdaa des PSaAZauCua ... erbocaa hac. 
( 5) ••• 

-- - -_._-- -- - --- --

S ,. A b sc h 111 & d es ~ 0 D t roll •• r. 
fahr'DL 

(l) Du ltoacroQorpa hae NacWhoiz aUc lUDd.t 
zU!' Eüa. oda- Ovchiuhr IUZuJ.usa \lDd finaa 
Frapbec:heiA aUllUftell.a. wtU 

/ a)"~"" die trfotderUcM 
Bmllip,q <S 3) beii'" ift. 

Ib) dea Bedi.quD,_ UAd Auflapa der a. 
wi11ipq 0 .... Aua.Dd tDDprOdlca worol " _.... , 

I c) du Holz ?Oll Ponac:hJdlÜlpa (ni w... 
... wurd.. 

(I) FdUc auda 0111' eiaa der im Ab&. 1 ..... I 
fühnq VoraWMCZv.qeD oder in S 1 Ab&. 51 
alUuwendea. 10 bac du JtoauoUortUI u.anr- t 

z\iclidl di. babsienciate Eia- od.r Dwchlu.br.; 
waaa die morderlidl. 8ewilliauq Dichc .orliese 
oder 5 1 Abt. S aazUWtDdaa ia, dem 8UAdet­
müunuium für lud- uad Fonnrirudlafc. sonst 
der FondieneD 8UAdaYemu:nsaARaJt Schöo­
bnuul in Wiq zu me1dea.. Di. Aaswe hac di. 
Meldun, UAur AbCabe ein .. GuuchctnI aa d.u 
Bundesmi4isc.rium für lud· uM Fonnrin­
schafe zur EatscheidWl' weitenuleitm. 

(3) Di. MeldWlC im SiaD' d .. Abi. 2 uao etlt­

fall1ft, we1Ul der VeriüCUG,sberten.tiet. sich bereit 
erklin, du Holz iaaet'haJb einer .om goneroll­
°rsUl fenzwea.adca Frist a1&l _ Eincrinscelle 
wieder aunufiihrta UAd .. auch tatsäcftlich aute 
führt. Oie Frist darf hödut.1lI drei Ta, ... 00 

der Fensc.Uuac da Befalles lJl predJa .. beua­
see. 

(4) Du 8UAdesmw.sterium für wd- \lDd 
I Fontwinsch.ah hat die Eül. oder Ourchfuhr d .. 
, Holz. zu WlC.nal-' WtU eiDe 8cw;}ljpa, 
~ (S J) nient ?orlitp oder di. 8chaadJ1lDI _ 
Holz. (5 ') ohae Enolc blieb. 

(I) IA d_ iibripa FiJJea UM du 8uad.­
miainerium für Lud- und FormriradWt du 
Holz zur Ein- oder Durchfuhr zulwa. WtU 
eia. Gftahr der EiAsdUeppunl .00 Fonacbid­
liaS_ Dienc batehe. 

eil) Voa der Enadteidua, des 8UAdamiaUte. 
rium. für Land- uad Fontwirtschaft iJC du gOIl­
tI'OllorpA zu ?enüadilla. Wird die EiD- od.r 
Durchfuhr UAtena~ 10 hat du KODuollor'lUl 
.inq Verbouscft.ia. wird si. ZUI.lassea, einlO 
Freicabesc:heiA auszuatella. 

(7) Der Freilabe- oder Vnbowcheia ift dem 
fra.dlcndlc1ich V.rfiipactbenchcpaa aUllU­
folia. Er in daa W5rderuappapietaa beizu­
,ebea IlDd da ZoUbehörd.a ?onuweUaa. 
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Behandlung 

S 5. (1) Stellt das Kontrollorgan einen Befall des Holzes mit 
Forstschädlingen in einem Entwicklungsstadium fest, welches 

die Einschleppung oder Verbreitung dieser Forstschädlinge 
'Nährend des Weitertransportes zum Bestimmungsort nicht 

ausschließt, hat der Anmelder das Holz unter Aufsicht des 

Kontrollorgans unverzüglich bekämpfungstechnisch zu behandeln. 

(2) Der Ort der Behandlung, der so gelegen sein muß, daß durch 

die Beförderung des Holzes FOrstschädlinge nicht eingeschleppt 
oder verbreitet werden können, wird vom Kontrollorgan 

1. im Straßenverkehr allein bzw. im Bereich des Amtsplatzes 

eines Zollamtes im Einvernehmen mit dem ZOllamtsleiter 
(Zweigstellenleiter), 

2. im Eisenbahnverkehr im Einvernehmen mit dem 
Bahnhofvorstand und 

3. im Schiffsverkehr im Einvernehmen mit dem Hafenmeister 

bestimmt. 

(3) ~ach der Behandlung ist das Holz neuerlich zu untersuchen. 

Mitwirkung der Zollbehörden 

S 6. Der Freigabeschein bildet bei der zOllamtlichen Ein- oder 

Durchfuhrabfertigung eine erforderliche Unterlage zur Anmeldung 
gemäß S 52 Abs.4 des Zollgesetzes 1988. 

Strafbestimmungen 

S 7. Wer 

(1) Holz entgegen S 5 Abs.l oder 2 ein- oder durchführt oder 

(2) Holz, dessen Beförderungspapieren ein Verbotsschein 

beigegeben ist, nicht unverzüglich aus dem Bundesgebiet 
ausführt, 

begeht eine verwaltung.übertretung, die von der 8ezirksverwal­

tungsbehörde mit einer Geld.trafe bi. zu S 150.000,-- oder mit 
Arrest bi. zu sech. Wochen zu bestrafen ist. 

S L Sebal1dlune des Nadelholzes 
CD i c R. i 4 d • im Zu,. ci e s K. olle roll­

verfahrells. 

(1) Nad.lholz mic R.ind. hac du Vetfürunp­
berechtigt, nach ~en Vonchre.ibungea d.r s.. 
vil1i!unf unter Aufsicht da KoncroUorC&nI zu 
behaad.la. 

(2) Du Holz ist in der EintricuteU. ~ beo 
haedda. uc .. jedoch hieb'; awz\llad.n, so in 
im Eaeebahanrk.hr auf Verlaerea d. Eisea­
baheuncern.hm'QI du Holz adc_rhalb du EiD-
uittn.U. IA eiaem On zu behandela. der YOIII 

)COftuoU°rJu im EiAytnMhmaa aUc dem Eaaa­
bwucemeJua_ bestimm,e wird. Im Senßce­
yuk.hr benimme du )ConctoUorpa dn On 
der BehaacUWSC. Diese On. m"-a 10 ,.I'In 
seia. dd durch die Wärderun, d. Holz. dort­
hiA Fonuchädlinp aiche tialach!.PPC oder .er­
bnicec -erdaa kölUML 

(s) Nach d.r Schaadlul hae datltOllcroUorpa 
du Holz Deuerlich auf SdlJdliap,.laU zu WiC ... 
Ncha. 

S 11. M je,., i r ku D I d ,r Zoll b • hör d « a. 

(I) Di. ZoIJb.hördea haben Nad.lholz ,,\C 
ltLad. zur EiD- ud Durchfuhr eilt ZlUuJas~~ 
w.na den SfförderunppapienQ eUa Frei,abe-' 
scncia b.ir'l.bea in. 

(2) Wurde die IoacroUe 'ftrlij S 10 audt au/ 
. NadeJllolz Ohll' Jljnd. Ulld Laubholz ausredeh"c. 
so in dieses Zur Ein- oder Durchfuhr nur llUu­
lusen. v.n" dea B.förd.n&l2lspapi.reQ .in Frei­
,abac:neill bei''I.bea ise. 

S 14. Sc r af b es ci m 1ft u D I' D. 

(I) Einer VerwalC1lnrsiibertrecunr machc sich 
schuldi" w.r Holz 

a) ou. die /Uds S J erford.rlich. B.wiUiCUlll 
.u.. oder durchfilhn. 

b) aaccesea da itl der BcwiUiCUlll vo,..... 
schriebe... BediAlUftlaa uad Auflar.a 
oder ener'ln dea Anordnun,.a da Koa­
troUOrl~QI eitl- oder diudtfiihn oder 

c:) eaca,,_ deli BescimmUnltft d. S 10 oder 
- auf Grucd di_ Panlnph.1l erpll­

. ~ Verordau.ac Iia- ocW durdU11hrc. 
Dfi.' '~cuapi1benmual ift YOn der Be­

zirbY.waJcuncsbehörde lilie An., bis zu ache 

: ,z,"''' aUc G.ldani. bie 111 150.000 S J1I her.,. 0. Venada ja .,..,.,. 

l 
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Sicherungsmaßr.ahmen 

S 8. (1) Der Verfall des Holzes, das entgegen S 7 Abs. 2 nicht 

unverzüglich aus dem Bundesgebiet ausgeführt wird, kann, wem 
lmmer es gehört, ausgesprochen werden. 

(2) Die Anordnung des Erlages eines Geldbetrages an Stelle der 
Beschlagnahme ist nicht zulässig. 

Voll zugskI ausel 

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind 

1. hinsichtlich der S5 1 Abs. 3 und 2 Abs. 2 der 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten, 

2. hinsichtlich der 55 2 Abs.2, 3 Abs. 6 und 5 Abs. 2 Z 1 

der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen, 

3. hinsichtlich der 55 2 Abs. 2, 3 Abs. 7 erster Satz und 5 

Abs. 2 Z 2 und 3 der Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, 

4. hinsichtlich des 5 6 der Bundesminister für Finanzen, 

5. hinsichtlich des S 3 Abs. 1 , soweit sich diese 

Bestimmung auf Eisenbahn- und SChiffahrtsunternehmen 

bezieht, der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr, 

6. hinsichtlich der sonstigen Bestimmungen der 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

betraut. 

Artikel II 

(1) Dieses Bundesge.etz tritt sechs Monate nach dem seiner 

Kundmachung folgend.n Monatsersten in Kraft. Gleichzeitig tritt 

das Holzkontrollgesetz, BGBl. Nr. 115/1962 i.d.F. des Bundesge­
setzes BGBI. Nr. 288/1987, außer Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund diese. Bundesgesetzes können ab dem 

auf seine Kundmachung folgenden Tag erlassen werden. Diese Ver­

ordnungen dürfen aber frühesten. mit dem in Ab •. 1 bezeichneten 

Zeitpunkt in Wirksamkeit gesetzt werden. 

(3) Verweise in diesem Bundesgesetz auf andere Rechtsvorschrif­

ten sind, soweit nicht ausdrücklich anders bestimmt ist, als 

Verweis auf die jeweils geltende Fassung zu verstehen. 

(4) Andere Vorschriften, die die Ein- oder Durchfuhr von Holz 

regeln, bleiben unberührt. 

~~ . V maU d. ':l0lz.. auf das sidt dle 
HaAdlWII --c. kau. wem imm .. 

• aQllapcodwa ~ 
(I) Zur Sichet"Wll _ Veri'aßa baA das hit'Yoa :z.0.1:z. Hob auch durch die Orpu d.er Zoll-
~c werdea. Di.. Orpae 

habea ~ 8edlJaczu.hm. dtr ZW' ScnhmollWll 
~ Behörde uoeaiume aAZ\lZeicea. 

(f) Kiz. cfe;aa 8cfC5rderunppapiual eia Ver­
bo~ beqepöq iR Wld du aiche iaur­
halb IIAW yom JCoacroUorpll benimmcea Frift 
aus dem BWldeseebift aweefühn wird. UDA yom 
BWldeamuwterium für wd- uod Fontwiruchaic 
für yerfaJla erkJin wft'dea. 

S IJ. Beaörd.Go 

(1) Die Bcsor'l'U\l der Auflabe, die sich aus 
der DurchfilhNoe dieses 8un~esea. e'lebe!!_ 
obüe;t, soweic nichcs andens bestimmc Llt, dem 
BUAdesmüWteriWll für Land- Wld Fontwin­
schah.. 

(2) Soweie die Kontrol!ol'laa. auf Grund dieses 
Buadessesca. Verfüeuac.a lU trr«ea haben. 
eauch.iden si. als Ortu. des BuadesmiDisc .. 
riums für wd- uad Fomwinschaic. 

(,) Ausuehende KoatroUeebiiktea uad 
Kosua ,emäS S U Abt. 1 siad auS Grund YOft 
llüc:ksundJausweisca des Bundesmini.stcriums für 
Laad- uod Fontwiruchafc im Verwaltunpw~. 
eiaubrinCal. Im Screitfalle enacheidee daa Bua­
desministerium für Lud- uad Fontwirucnafc. 

(4) Auch filr das Veriahru in Aacelll.ah.icetl 
d. JConCfoUlebühr.a uAd JCOSCetl ,.ltea die 
BanlluftWlIal der VenralNne"erfahr.nscaeae. 

S 15_ V ° 111 i e h u a ,. 

Mit der VollziehunI dieses Bundessesctus isc 
cU.a Buade:sminuterium für L~nd- und Foncwirt­
schaft, 

hiDlW:Ddich der Bestimmungen des 5 S Abs. 2 
im EiAnl"D.hmen mit den Bundesministerien für 
HaAcW Wld Wiederaufbau sowie für Verkehr 
uad Elekuiziütswiruchaft, 

hinsichtlich der Bestimmunrm des 5 tO Abt. 1 
im EiaYer'D&bmea mit dem Bundesmini.sterium 
für Handel uad Wiederaufbau. 

hinsichtlich der Bestimmungeft der -55 11 uad 
12 Abi. 2 im Einvernehmea mic dem Buad.­
rninisurialll für FinanzeA, 

hinsichdicn d.r Bescimmuneen des 5 12 Ab •• ) 
im EÜl •• aeftmea mic dem Bundesminucuium 
für Verkeht Wld Elekuiziclawinsc:hah 
betnuc. 
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Ver 0 r d nun g 

des Bundesministers für Land- und 

Forstwirtschaft vom 

über den Schutz des Waldes vor 

Forstschädlingen (Forstschutz­

verordnung) 

Aufgrund des § 45 Abs.2 des Forstgesetzes 1975, BGBI.Nr.440 

i.d.F. des Bundesgesetzes BGBI.Nr.576/1987, wird verordnet: 

Artikel I 

§ 1. (1) Mit zu Massenvermehrungen neigenden Forstschädlingen 

(in der Folge "Forstschädlinge" genannt) befallenes Holz ist 

nach Maßgabe des S 2 bekämpfungstechnisch zu behandeln. 

(2) Holz, das durch Wind, Schnee, Eis sowie sonstige abio­

tische Einflüsse geworfen oder gebrochen oder auf sonstige 

Weise geschädigt wurde (Schadholz), ist, wenn die Gefahr 

einer Vermehrung oder Verbreitung von Forstschädlingen an­

sonsten nicht hintangehalten werden kann, unverzüglich vom 

Stock zu trennen und bekämpfungstechnisch zu behandeln. Dabei 

ist auf die klimatischen Verhältnisse, die Jahreszeit, den 

Schadholzanfall, die Anfälligkeit der Bestände für bestimmte 

Forstschädlinge, das Auftreten von Forstschädlingen in den 

letzten Jahren und auf sonstige das Auftreten oder die Ver­

mehrung von Forstschädlingen begünstigende oder hemmende Um­

stände Bedacht zu nehmen. 
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§ 2. (1) Bekämpfungstechnische Behandlungsweisen sind: 

1 . das Entrinden des Holzes; 
2. das Einwässern oder Beregnen des Holzes; 
3 . das Zerkleinern des Holzes; 
4 . der Einsatz von forstlichen 

Pflanzenschutzmitteln; 

5. das Verbrennen der Rinde; 

6. das Verbrennen des Holzes. 

(2) Bei der Auswahl und Anwendung der bekämpfungs­

technischen Behandlungsweisen ist auf den Umfang und die 

Besonderheit des Vorkommens sowie den Entwicklungszustand der 

Forstschädlinge Bedacht zu nehmen. 

(3) Die bekämpfungstechnische Behandlung hat auf solche Art 

und zu einem solchen Zeitpunkt zu erfolgen, daß das Holz als 
Vermehrungsstätte für Forstschädlinge ungeeignet ist, jede 

Vermehrung oder verbreitung von Forstschädlingen hinan­

gehalten wird und allenfalls vorhandene Forstschädlinge ver­

nichtet werden. Erforderlichenfalls haben sich bekämpfungs­

technische Maßnahmen auch auf benachbarte stehende Bäume zu 
beziehen. 

(4) Für die Wirksamkeit der bekämpfungstechnischen Behandlung 
ist Sorge zu 'tragen, solange die Gefahr der Vermehrung oder 

verbreitung von Forstschädlinge besteht. Soweit dies 

erforderlich ist, sind bekämpfungstechnische Behandlungs­

weisen neben- oder nacheinander oder wiederholt anzuwenden. 

§ 3. Der Transport von Holz, das von Forstschädlingen be­
fallen und bekämpfungstechnisch nicht behandelt wurde, an 

einen zum Zwecke der unverzüglichen bekämpfungstechnischen 

Behandlung geeigneten und entsprechend ausgestatteten Ort ist 

nur dann erlaubt, wenn die verbreitung von Forstschädlingen 

auszuschließen ist. Eine Zwischenlagerung des befallenen 

Holzes ist verboten. 
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§ 4. Die Organe der Behörden sind berechtigt, zur Überprüfung 

der Forstschädlingssituation Plätze auch außerhalb des 

Waldes, auf denen Holz gelagert wird, zu betreten, Unter­

suchungen des Holzes vorzunehmen, vom jeweiligen Inhaber des 

Holzes Auskünfte, soweit sie für die Beurteilung der Forst­

schutzsituation von Bedeutung sind, einzuholen und erfor­

derliche Maßnahmen zur Vermeidung der vermehrung oder Ver­

breitung von Forstschädlingen vorzuschreiben und zu über­

wachen. 

Artikel II 

(1) Diese Verordnung tritt mit .......... 1990 in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser verordnung tritt die Verordnung 

des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, BGBI. 

Nr. 184/1978, außer Kraft. 
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E r 1 ä u t e run gen 

Allgemeines: 

Die derzeit geltende Forstschutzverordnung vom 2.April 1978, 

BGBl. Nr. 184, entspricht nicht mehr den stand der Technik 

und den neue ren Erkenntnissen auf dem Gebiet der Waldhygiene 

und des Umweltschutzes. Sie soll daher durch eine neue 

Verordnung ersetzt werden. 

Grundsätzliche Änderungen sind in folgenden Punkten 

vorgesehen: 

1. Durch die weiträumig auftretenden "neuartigen 

Waldschäden", vorrangig hervorgerufen durch 

forstschädliche Luftverunreinigungen, ist in den letzten 

Jahren ein Ansteigen der Sekundärschädlinge, insbesondere 

von Borkenkäfern, festzustellen. Da von den neuartigen 

Waldschäden und somit von den Forstschädlingen in 

zunehmendem Maße auch die Laubbäume betroffen sind, soll 

die bisher nur für Nadelhölzer geltende Forstschutzver­

ordnung auf Laubhölzer ausgeweitet werden. 

2. Nach den Bestimmungen der bisher geltenden verordnung 

mußten in der Vegetationszeit gefällte (Nadel-)Hölzer 

binnen vier Wochen nach der Fällung bekämpfungstechnisch -

im allgemeinen durch den Einsatz von Insektiziden 

behandelt werden. Bei Hölzern, die außerhalb der 

vegetationszeit gefällt und bis zum Beginn der 

vegetationszeit bekämpfungstechnisch noch nicht behandelt 

waren, mußte die Behandlung zu Beginn der Vegetationszeit 

unverzüglich nachgeholt werden. 

Um einerseits den Einsatz von chemischen Schädlings­

bekämpfungsmittel im Wald auf ein unbedingt notwendiges 

Minimum zu reduzieren und andererseits dem Stand der 

Technik, der vielfach eine wirkungsvolle Schädlings­

bekämpfung mit den holzverarbeitenden Betrieben ermög­

licht, zu entsprechen, sollen vorbeugende bekämpfungs-
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technische Behandlungen von nicht mit Forstschädlingen 

befallenem Holz nicht zwingend vorgeschrieben werden und 

der Transport von Holz, das von Forstschädlingen befallen 

und bekämpfungstechnisch nicht behandelt ist, an einen zum 

Zweck der unverzüglichen bekämpfungstechnischen Behandlung 

geeigneten und entsprechend ausgestattetem Ort dann 

erlaubt werden, wenn die verbreitung von Forstschädlingen 

nicht zu befürchten ist. Derzeit ist der Tranpost von 

solchen Hölzern verboten. Eine ähnliche Bestimmung enthält 

S 4 Abs. 2 des Holzkontrollgesetzes. 

Als zusätzliche bekämpfungstechnische Behandlungweise ist 

nunmehr das Zerkleinern des Holzes (Zerhackung, 

Aufschneiden) vorgesehen, weil zufolge neuer Lager- und 

verarbeitungstechniken in vielen Fällen die Schädlings­

bekämpfung in den Aufarbeitungsprozeß integriert werden 

kann. Die Möglichkeit der Behandlung des Holzes in der 

Verarbeitungsstätte soll im Gleichklang mit analogen 

Bestimmungen im neu zu erlassenden Holzkontrollgesetz 

erfolgen. 

zu S 1: 

Im Absatz 1 ist festgelegt, daß Holz, welches mit 

Forstschädlingen, die zu Massenvermehrungen neigen, 

befallen ist, bekämpfungstechnisch zu behandeln ist. 

Da Holz, das durch Naturereignisse (Wind, Schnee, Eis 

usw.) oder andere abiotische Einflüsse (z.B. Rauchschäden) 

geschädigt wurde, gegen Folgeschädlinge besonders anfällig 

ist, ist im Absatz 2 festgehalten, daß auch solches Holz, 

auch wenn es noch nicht befallen ist, erforderlichenfalls 

vom stock zu trennen uwd bekämpfungstechnisch zu behandeln 

ist, wenn die Gefahr einer Forstschädlingsvermehrung 

ansonsten nicht hintangehalten werden kann. 

zu § 2: 

Im Absatz 1 sind die Arten der möglichen 

bekämpfungstechnischen Behandlung aufgezählt. 
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Die Absätze 2 bis 5 regeln die näheren Umstände, auf 

welche Art die bekämpfungstechnische Behandlung zu 

erfolgen hat. Demgemäß sind Besonderheit und 

Entwicklungszustand des Forstschädlings sowie Art und 

Zeitpunkt der Bekämpfung zu beachten und für die 

Wirksamkeit der Bekämpfung Sorge zu tragen. 

zu § 3: 

Der Transport von Holz, das von Forstschädlingen befallen 

und bekämpfungstechnisch nicht behandelt wurde, an einen 

für eine Behandlung ausgerüsteten Ort (z.B. 

verarbeitungsbetrieb) zum Zwecke der unverzüglichen 

Behandlung ist dann erlaubt, wenn die Verbreitung von 

Forstschädlingen auszuschließen ist. Eine Zwischenlagerung 

des befallenen Holzes an einem dritten Ort ist jedoch 

nicht gestattet. 

Mit dieser Bestimmung soll einerseits die chemische 

Schädlingsbekämpfung aus dem Wald heraus zum Verar­

beitungsbetrieb verlagert werden und andererseits dem 

Stande der Technik entsprochen werden, weil infolge neuer 

Lager- und verarbeitungstechniken in vielen Fällen die 

Schädlingsbekämpfung in den Aufarbeitungsprozeß integriert 

werden kann. 

Diese Bestimmung ist gleichzeitig die notwendige Ergänzung 

zu § 4 Abs. 2 des Holzkontrollgesetzes, weil die 

phytosanitäre Kontrolle ab AusteIlung des Freigabescheines 

in mittelbarer Bundesverwaltung durchzuführen ist. 

zu § 4: 

Durch die im § 3 eröffnete Möglichkeit des Transportes von 

befallenem Holz zu einem Ort außerhalb des Waldes, an dem 

die bekämpfungstechnische Behandlung stattfinden kann, ist 

es erforderlich, diese Orte unter Kontrolle zu halten. 

§ 4 stellt daher klar, daß die Organe der Behörden 

berechtigt sind, zu Überprüfung der Forstschädlings­

situation Plätze außerhalb des Waldes, auf denen Holz 
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gelagert ist, zu betreten, dort untersuchungen des Holzes 

vorzunehmen, vom jeweiligen Inhaber des Holzes Auskünfte, 

soweit sie für die Forstschutzsituation von Bedeutung 

sind, einzuholen und allfällige erforderliche Maßnahmen 

zur vermeidung oder Beseitigung der Vermehrung oder 

Verbreitung von Forstschädlingen vorzuschreiben und zu 

überwachen. 
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s " .......... ,-'''' 
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Ver 0 r d nun g 

des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft vom ............. 
über Voraussetzungen für die Ein­
und Durchfuhr von Holz 

Aufgrund des S 1 Abs.4 des Holzkontrollgesetzes, BGBI.Nr . 
... /1990, wird verordnet: 

§ 1. Holz, das zur Einfuhr in das Bundesgebiet oder zur 

Durchfuhr durch das Bundesgebiet vorgesehen und mit Forst­

schädlingen, die zur Massenvermehrung neigen, befallen ist, 
ist vor der Versendung 

1. bei Auftreten von Borkenkäfern im Stadium des Anfluges und 

Einbohrens oder unmittelbar vor dem Ausbohren durch Anwen­

dung eines gem. S 46 Abs.1 des Forstgesetzes 1975, BGBl. 
Nr. 440 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr. 576/1987, 

zugelassenen persistenten Insektizides oder gem. Z 2 oder 
Z 3, 

2. bei Auftreten von Borkenkäfern in einem anderen Entwick­

lungsstadium durch Entrinden, Einwässern; Beregnen, Zer­
kleinern oder Begasen und 

3. bei Auftreten von Holzbrütern durch Begasen oder Einwirken 
von Heißluft oder Heißwasser 

bekämpfungstechnisch so zu behandeln, daß eine Abtötung der 
Forstschädlinge gewährleistet ist. 

§ 2. Berindetes Holz aus außereuropäischen Staaten mit Ausnahme 
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Türkei und UdSSR ist vor der Freigabe für die Ein- oder Durch­

fuhr einer Begasung durch Methylbromid oder ein gleichermaßen 

wirksames Pflanzenschutzmittel zu unterziehen. Die im Ausland 

durchgeführte Begasung muß auf einem amtlichen Pflanzenschutz­

zeugnis unter Angabe von Datum, Begasungsmittel, Konzentration, 
Temperatur und Dauer der Begasung bestätigt sein. 

§ 3. Kann eine Behandlung gemäß S lader S 2 nicht nachgewiesen 

werden, ist sie wirkungslos geblieben oder erfolgte ein Befall 

während des Transportes, ist eine bekämpfungstechnische Behand­

lung im Bereich der Eintrittstelle durchzuführen, soweit ein 

Weitertransport zum Bestimmungsort nicht zulässig ist. 

§ 4. (1) Bei einer bekämpfungstechnischen Behandlung im Bereich 

der Eintrittstelle finden die Bestimmungen der Forstschutzver­
ordnung, BGBl.Nr ..... /1990, sinngemäß Anwendung 

§ 5. Diese Verordnung tritt mit ..•............ 1990 in Kraft. 
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E r I ä u t e run gen 

Allgemeines: 

Das Instrument der Erteilung von Einzelbewilligungen für die 

Ein- und Durchfuhr von Holz hat sich in der Praxis vor allem 

bei kurzfristig angekündigten Transporten als wenig flexibel 
erwiesen. 

Die Voraussetzungen, die bisher im Regelfall in den Ein­

zelbescheiden vorgeschrieben worden waren, werden daher nunmehr 

generell durch die Verordnung geregelt. 

zu 5 1 und 2: 

Es werden jene fachlichen Voraussetzungen festgelegt, die im 

Regelfall vor Abtransport des Holzes aus dem Exportland erfüllt 

sein müssen. 

zu 5 3: 

Sollte eine der entkämpfungstechnischen Behandlungen im Sinne 

der 55 1 oder 2 vom Anwender nicht nachgewiesen werden können 

oder ist eine solche Behandlung wirkungslos geblieben, ist eine 

bekämpfungstechnische Behandlung im Bereich der Eintrittstelle 

nach den Bestimmungen der Forstschutzverordnung nur dann durch­

zuführen, wenn Forstschädlinge in einem Entwicklungszustand 

vorhanden sind, welcher einen weitertransport zum Bestimmungs­

ort im Inland im Sinne des S 4 Abs.2 des Holzkontrollgesetzes 

unzulässig macht. 

221/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 41 von 49

www.parlament.gv.at



"Wirkungslos" bedeutet in diesem Zusammenhang, daß die in den 

§§ 1 oder 2 vorgesehene Behandlung ohne Erfolg geblieben ist. 

Die Behandlung an der Eintrittstelle hat jedoch dann zu entfal­

len, wenn ein Weitertransport zum Bestimmungsort im Inland im 

Sinne des § 4 Abs.2 des HOlzkontrollgesetzes fachlich vertret­
bar ist. 

zu § 4: 

Im Sinne einer Gleichbehandlung von inländischem und auslän­

dischem Holz ist vom Kontrollorgan jene bekämpfungstechnische 

Behandlung anzuwenden, welche im Hinblick auf Art und Auftreten 

der Forstschädlinge bzw. rasche und zweckmäßige Bekämpfung 
einen bestmöglichen Erfolg verspricht. 
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Ver 0 r d nun 9 

des Bundesministers für Land- und 

Forstwirtschaft vom .............. . 

über die Zulassung von Eintritt­

stellen für die Ein- und Durchfuhr 
von Nadelholz mit Rinde 

Aufgrund des § 2 Abs.2 und 3 des Holzkontrollgesetzes, 

BGB1.Nr .... /1990 wird im Einvernehmen mit den Bundesministern 
für wirtschaftliche Angelegenheiten, für Finanzen und für öf­
fentliche Wirtschaft und Verkehr verordnet: 

Artikel I 

§ 1. Eintrittstellen gemäß S 2 Abs.2 Z 1 sind gegenüber 

Bundesrepublik Deutschland: Achenkirch (Straße) 

Achleiten (Straße) 

Angerhäuser (Straße) 

Balderschwang (Straße) 

Bayrischzell (Straße) 

Braunau (Straße) 

Braunau-Simbach (Bahn) 

Ehrwald (Straße) 

Hangendenstein (Straße) 

Hörbranz (Straße) 

Kiefersfelden (Straße) 

Kufstein (Bahn) 

Lindau-Reutin (Bahn) 

Niederndorf (Straße) 

Oberkappel (Straße) 

Obernberg (Straße) 

Passau (Bahn und Schiff) 

Pinswang (Straße) 
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Bundesrepublik Deutschland: 

CSSR: 

Italien: 

Jugoslawien: 

Liechtenstein: 

Saalbrücke (Straße) 
Salzburg (Bahn) 

Scharnitz (Bahn und Straße) 
Schleching (Straße) 
Springen (Straße) 

Steinpaß (Straße) 

Suben (Straße) 

Vils (Straße) 

walserberg-Autobahn (Straße) 
Wildbichl (Straße) 

Drasenhofen (Straße) 

Gmünd (Bahn und Straße) 

Gmünd-Neunagelberg (Straße) 

Grametten (Straße) 

Haugschlag-Fichtau (Straße) 
Hohenau (Bahn) 

Kleinhaugsdorf (Straße) 

Marchegg (Bahn) 
Retz (Bahn) 

Summerau (Bahn) 

Weigetschlag (Straße) 

Wien (Schiff) 

Wullowitz (Straße) 

Arnoldstein (Bahn und Straße) 

Brennerpaß (Bahn und Straße) 

Sillian (Bahn) 

Bleiburg-Grablach (Bahn u.Straße) 

Leibnitz (Bahn) 

Radkersburg (Straße) 

Rosenbach (Bahn) 

Spielfeld (Straße) 

Feldkirch-Nofels (Straße) 

Feldkirch-Tisis (Straße) 
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Schweiz: 

Ungarn: 

Buchs (Bahn) 

Hohenems (Straße) 
Lustenau(Straße) 

Nauders-Martinsbruck (Straße) 
Pfunds (Straße) 

Heiligenkreuz (Straße) 
Jennersdorf (Bahn) 

Klingenbach-Sopron (Bahn) 
Rattersdorf-Liebing (Straße) 
Wien (Schiff) 

S 2.(1) Eintrittstellen für die Einfuhr mit geschlossenen Kähnen 

der Type Leichter DM, Nr. 2000 bis 2399, sind gegenüber 

Bundesrepublik Deutschland, CSSR und Ungarn 

1. gemäß S 2 Abs.2 Z 2 lit.a des Holz­
kontrollgesetzes 

2. gemäß S 2 Abs.2 Z 2 lit.a und 

Abs.3 des Holzkontrollgesetzes 

Krems 

Linz 

Enns 

Wallsee 
Ybbs 

(2) Sendungen für die Durchfuhr mit geschlossenen Kähnen der Type 

Leichter DM, Nr. 2000 bis 2399, sind von der phytosanitären Kon­
trolle ausgenommen. 

Artikel II 

(1) Diese verordnung tritt mit ............ 1990 in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung 

des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, BGBl. 

Nr. 536/1988, außer Kraft. 
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E r 1 ä u t e r u n'g e n 

Allgemeines: 

Die Eintrittstellen für die Ein- und Durchfuhr von Nadelholz 

waren bisher einerseits im HOlzkontrollgesetz, BGBl.Nr. 
115/1962, andererseits bei Bedarf durch Verordung (derzeit in 
Geltung: Verordnung des Bundesministers für Land- und Forst­

wirtschaft vom 18.8.1988 über die Zulassung von Eintrittstellen 

für die Ein- und Durchfuhr von Nadelholz mit Rinde, BGBl.Nr. 
536) festgelegt. 

Um auch eine Auflassung von Eintrittstellen bei Wegfall des 

wirtschaftlichen Bedarfs zu gewährleisten, werden nunmehr sämt­
liche Eintrittstellen durch verordnung zugelassen. 

Zu S 1: 

Bei der Liste der Eintrittstellen handelt es sich im wesent­

lichen um eine Zusammenfassung der bisher durch Gesetz bzw. 
Verordnung festgelegten Eintrittstellen. 

Aufgelassen werden die Eintrittstellen Schwarzbach (Straße), 

weil die Zulässigkeit für Transporte nur bis zu einem Gewicht 

von 3,5 t gegeben ist und bislang keine Importe durchgeführt 

wurden, Simbach (Inn) (Straße) mangels Zulässigkeit für LKW­

Transporte, Oberndorf (Straße), weil die Zulässigkeit für die 

Tranporte über 12 t nicht gegeben ist, und Unterhochsteg 
(Straße), weil keine Importe durchgeführt wurden. 

Die Eintrittstelle Simbach (Inn) (Bahn) erhält die Bezeichnung 
Braunau-Simbach (Bahn). 
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Neu aufgenommen wurde die Eintrittstelle Hangendenstein 
(Straße) aufgrund wirtschaftlichen Bedarfs der Firma Hallein 
Papier AG bei Importen aus Bayern. 

zu S 2: 

In S 2 Abs.l sind jene Eintrittstellen festgelegt, die nicht 

gleichzeitig Grenzzollämter sind, es bei Verwendung der ange­

führten Transportmittel jedoch gewährleistet erscheint, daß 

eine Einschleppung oder Verbreitung von Forstschädlingen ausge­

schlossen ist. Auch kann eine allfällige bekämpfungsteChnische 

Behandlung an der Entladestelle oder im verarbeitungsbetrieb, 

wo die entsprechenden Einrichtungen vorhanden sind, wesentlich 
effizienter und kostengünstiger durchgeführt werden. 

Nicht erforderlich ist die Kontrolle des Holzes bei Weiter­

transporten im Rahmen der Durchfuhr, wenn nach Art und Ausstat­

tung der angeführten Transportmittel eine Einschleppung oder 
verbreitung von Forstschädlingen ausgeschlossen ist. 
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- 1 -

Ver 0 r d nun g 

des Bundesministers für Land- und 

Forstwirtschaft vom ............. . 

über den Tarif für die Durchführung 

der Holzkontrolle 

Aufgrund des § 3 Abs. 6 des Holzkontrollgesetzes, 

BGBI.Nr .... /1989, wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

für Finanzen verordnet: 

§ 1. Die Gebühr für die Durchführung der Kontrolle von ein­

oder durchgeführtem Holz wird wie folgt festgelegt: 

Sendungen im Schiffsverkehr ................... 4,OS S/Tonne 

Sendungen im Eisenbahnverkehr ................. S,20 S/Tonne 

Sendungen im Straßenverkehr •...........•....• 10,10 S/Tonne 

Beaufsichtigung der Behandlung .............. 120,-- S/ange-

fange ne halbe 

Stunde 

§ 2. Diese verordnung tritt mit ................... in Kraft. 
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- 2 -

E r 1 ä u t e run gen 

Die Gebühren für die phytosanitäre Kontrolle waren bisher 
durch Verordnung des Bundesministers für Land- und 

Forstwirtschaft, welche im Amtsblatt der Wiener Zeitung 

kundgemacht wurde, festgelegt gewesen. 

Zuletzt war - unabhängig von der Art des verwendeten Trans­

portmittels - eine Kontrollgebühr von S 17,-- je Tonne sowie 

eine Pauschalgebühr für die Aufsicht durch das Kontrollorgan 
bei der Behandlung des Holzes von S 65,-- je angefangene 
halbe Stunde zu entrichten. 

In der Praxis hat sich erwiesen, daß eine derart pauschale 

Festlegung zur ungleichbehandlung, welche sich aus der 

unterschiedlich großen Holzmenge der Sendung und dem 

geringeren Fixkostenanteil bei umfangreicheren Sendungen 

ergab, führte. 

Die Gebühr für die phytosanitäre Kontrolle mußte daher je 

nach Art des verwendeten Transportmittels differenziert 

festgelegt werden und entspricht den Durchschnittswerten 

für den tatsächlichen Aufwand. 

Gleichzeitig ergab sich durch die Zunahme der Importe eine 

allgemeine Senkung des Fixkostenanteils pro Tonne, sodaß die 

bisher festgelegte Gebühr von S 17,-- pro Tonne generell für 

überhöht angesehen werden mußte. 
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